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der Abgeordneten W 0 d i c a 

Genossen 

Anfrage 

L i baI 

an den Bundesminister fUr Inneres, 

Anna C zer n y und 

betreffend Tätigkeit des Österreichischen Kameradschaftsbundes. 

-.-.-.-.-
Die angesehene Wochenzeitung "Die Furche",brachte in ihrer Nummer 10 

vom 6~ März d.J. unter der Überschrift "Schluss machen!" folgenden Artikel: 

''''England und Frankreich haben Deutschland den Krieg erklärt und nicht· 
umgekehrt, nachdem Deutschland in Polen einmarschierte, weil die Polen so 
lange provoziert haben und schon an die 50.000 polnische Staatsbürger deut­
scher Nationalität grässlich ermordet hatten, nur weil sie Deutsche waren.' 

Wo sind diese Zeilen zu lesen? 
Im 'Völkischen Beobachter' vor 20 Jahren? 
Nein, In irgendeinem illegalen Rundbrief·eines·neuen~NS-Untergrundes? 
Nein. In der 'Deutschen National- und Soldatenzeitung'? Nein. Sie 

stehen wörtlich in der Februarnummer des 'Kamerad', jenem Mitteilungsblatt 
des Österreichischen Kameradschaftsbundes für·die 'LandesverbändeNieder­
österreichs, Burgenland und Wien', das wir schon.öfter niedriger hängen 
mussten. Nun hat es doch sicher dreizehn geschlagen und der Präsident-des 
ÖKB Otto Jaus sowie sein gesamter Bundesvorstand-haben sich entschieden von 
solchen Geschichtsfälschungen und Versuchen,-die Sache der·Altsoldaten ein 
für allemal in den Augen aller demokratischen.Österreicher zu diskreditieren, 
distanziert? 

Mitnichten. 
Im Gegenteil: In derselbenNummerdes.'Kamerad' lesen wir: 
'Es wurde weiter der einhellige Beschluss.gefasst,-den·Hauptverant­

wortlichen der Zeitung "Der Kamerad", Kamerad· Vizepräsident· Hans .. Ronnweber, 
als ständiges Mitglied in das Bundespräsidium zU.kooptieren.' 

Prominente Politiker der ersten.Regierungspar.tei.haben mehr als ein­
mal schützend ihre Hand über den ÖKB gehalten.-Gerade deshalb darf man·er­
warten, dass sie der Vergiftung der Gehirne.so.vieler.gutwilliger Mitglieder 
dieser Organisation mit solchen von der Propaganda des vor 20 Jahren unter 
Blut, Trümmern und Tränen abgetretenen Gewaltregimes kaum mehr zu unter­
scheidenden Geschichtsfälschungen ein für allemal ein Ende bereiten." 

Dazu ist folgendes festzustellen: 

Der Verfassungsgerichtshof hat. in· einem richtungweisenden Erkenntnis 

vom 6. Dezember 1962 unter Zahl B 167/62im Zusammenhang mit der Beschwerde 

gegen die Untersagung der Gründung eines.Vereines "Bund· der Ritterkreuz­

träger des Eisernen Kreuzes in Österreich" folgendes festgestellt: 

"Die Besetzung Österreichs war, dies ergibt sich aus der Proklamation, 
rechtswidrig. In der Proklamation heisst es auch, die 'nationalsozialistische 
Reichsregierung Adolf Hitlers' habe kraft dieses Anschlusses das 'Volk 
Österreichs in einen sinn- und aussichtslosen Eroberungskrieg geführt ••• 
den kein Österreicher jemals gewollt hat, jemais vorauszusehen oder gut­
zuheissen instand gesetzt war.' Die Wehrmacht war ein Instrument des Deut­
schen Reiches unter dieser Regierung. Die Tradition dieser Wehrmacht als 
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ruhmreich zu pflegen, ist - die Statuten schliessen dies zumindest mit-ein -
ein Vereinszweck. Eine solche statutarische Bestimmung ist aber im Hin­
blick auf die Proklamation rechtswidrig und staatsgefährlich im Sinne,des 
§ 6 Vereinsgesetz 1951. In Verbindung mit diesem Inhalt der Traditions­
pflege haben aber auch die Begriffe 'Förderung des Heimat- und Wehrge­
dankens' - der also im damaligen Deutschen ~eich wurzelt - und 'Pflege 
echten Soldatentums' - gemeint ist damit das durch die ehemalige Deutsche 
Wehrmacht verkörperte - einen Inhalt, der mit der Proklamation im Wider­
spruch steht und daher rechtswidrig ist." 

Nach Meinung der unterzeichneten Abgeordneten ist gegen die Pflege 

soldatischer Kameradschaft auf dem Boden.der Demokratie und unter Bejahung 

der Republik Österreich nichts einzuwenden. 

Wohl aber geht aus dem Erkenntnis des. Verfassungsger,ich tsho fes ein­

deutig hervor, dass die Pflege der "ruhmreichen·Tradition·derDeutsbhen 

Vlehrmacht"oder gar die Verherrlichung, bzw. Rechtfertigung des·Hitler­

Krieges mit den Grundsätzen unserer Rechtsordnung unvereinbar ist~ 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundes­

minister für Inneres die nachstehende 

Anfrage: 

Sind Sie bereit, die Tätigkeit des Kameradschaftsbundes nach den 

oben angeführten Gesichtspunkten einer Überprüfung zu unterziehen? 

-.-.-.-.-
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